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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Am 6. Oktober 2020 lancierte der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum
gegen das Covid-19-Gesetz, welches am 25. September des gleichen Jahres
verabschiedet worden war. Damit wollte das Referendumskomitee verhindern, dass die
ausserordentlichen Kompetenzen, welche dem Bundesrat während der Pandemie
zugesprochen worden waren, rückwirkend legitimiert und bis Ende 2021 verlängert
werden. Marion Russek, Co-Präsidentin des Vereins, erklärte, sie könne sich durchaus
vorstellen, dass die Landesregierung das befristete Gesetz gar aus «irgendwelchen
Gründen» über das Jahr 2021 hinaus verlängern werde. Weiter sei das Referendum
notwendig, weil sich die politische Macht in den vergangenen Jahren vom Volk über das
Parlament und die Regierung hin zu Expertinnen und Experten verschoben habe und
die Anzahl Personen, die Entscheide fällten, welche die gesamte Bevölkerung betreffen,
immer kleiner werde. Ähnlich argumentierte auch der Zürcher Kantonsrat Urs Hans (ZH,
parteilos), welcher die WHO als «Pandemiemanagerin» bezeichnete, die weltweit
regiere. Russek war darüber hinaus der Ansicht, das Covid-19-Gesetz sei unnötig, weil
ein Grossteil davon die Finanzierung der verschiedenen Massnahmen betreffe, was
auch ohne Notrecht geregelt werden könne. Zudem weise das Gesetz eine Reihe an
weiteren Schwachstellen auf. Als Beispiel nannte sie die Unterstützung der Medien,
deren Schwierigkeiten nichts mit der Coronakrise zu tun hätten. Die Freunde der
Verfassung zeigten sich ferner besorgt darüber, dass unzureichend getestete
Impfungen zur Pflicht erklärt werden könnten und die Menschen als Versuchskaninchen
herhalten müssten. Am 12. Januar 2021 reichte der Verein 97'878 Unterschriften ein.
Die Bundeskanzlei liess in ihrer Medienmitteilung vom 3. März 2021 verlauten, das
Referendum sei mit 90'789 gültigen Unterschriften zustande gekommen. Die
Stimmbevölkerung wird im Juni 2021 über die Vorlage abstimmen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.01.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

1) Medienmitteilung BK vom 3.3.21; Blick, CdT, LT, TA, TG, 7.10.20; CdT, Lib, TA, 13.1.21
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